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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 29. März 1957 


Abschrift 

An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates, 

Herrn Bundestagsabgeordneten Klesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 174. Sitzung 
am 29. März 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 20. März 1957 verabschiedeten 

Gesetzes über die Sicherung des Unterhalts für 
Angehörige der zum Wehrdienst einberuf enen 
W ehrpflichtigen (U nterhaltssicherungsgesetz) 

- Drucksachen 3210, 3297 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Gründen ein- 
berufen wird. 

gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 29. März 1957 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Sdireiben 
vom 22. März 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 


1. Zu § 17 

Absatz 1 ist durch einen weiteren Satz mit 
folgendem Wortlaut zu ergänzen: 

„Die persönlichen und sächlichen Kosten der 
Durchführung trägt der Bund.“ 

Begründung 

Die Unterhaltssicherung für die Angehörigen 
der zum Wehrdienst elnberufenen Wehr- 
pflichtigen steht in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit den Verteidigungsaufgaben des 
Bundes. Aus diesem Grunde sieht § 17 ihre 
Durchführung als Bundesauftragsangelegen- 
heit vor. Es entspricht den Grundsätzen der 
Finanzverfassung hinsichtlich der Aufgaben- 
und Lastenverteilung zwischen Bund und 
Ländern, wenn die persönlichen und säch- 
lichen Kosten der Durchführung dem Bund 
auferlegt werden. Weder den Ländern noch 
den Gemeinden kann es zugemutet werden, 
diese Verwaltungskosten, die voraussichtlich 
recht erheblich sein werden, zu tragen. 

2. Zu § 20 

In Absatz 1 Satz 1 ist der zweite Halbsatz 
zu streichen. 

Begründung 

Bei den Leistungen zur Unterhaltssicherung 
handelt es sich um Kosten der Verteidigung, 
die in vollem Umfange dem Bund zur Last 
fallen. Für eine Beteiligung anderer Haus- 
halte an den Kosten dieses Gesetzes, das nach 
§ 17 Abs. 1 in Auftragsverwaltung durch- 
geführt wird, besteht kein Anlaß. Dies gilt 
auch für die Sonderleistungen des § 8 und 
den Härteausgleich des § 24. Ein ins Gewicht 
fallender Ermessensspielraum, der eine finan- 
zielle Beteiligung der zur Durchführung des 
Gesetzes berufenen Stellen rechtfertigen 
könnte, dürfte hier nicht gegeben sein. 


Mit Rücksicht darauf, daß die Sonderleistun- 
gen nach § 8 Abs. 2 Nr. 5 und 6 und der 
Härteausgleich des § 24 im Verhältnis zu den 
übrigen Leistungen nur eine untergeordnete 
Rolle spielen werden, erscheint es auch im 
Interesse der Verwaltungsvereinfachung nicht 
zweckmäßig, für die Kostentragung in diesen 
Fällen eine Sonderregelung vorzusehen. 

3. Zu § 21 

Es ist folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Die Arbeitgeber haben auf Verlangen 
der zuständigen Behörde Auskunft über Art 
und Dauer der Beschäftigung, über die Ar- 
beitsstätte und über den Arbeitsverdienst des 
zum Wehrdienst elnberufenen Wehrpflich- 
tigen und der Familienangehörigen zu er- 
teilen.“ 

Begründung 

Die Begründung einer Auskunftspflicht für 
Arbeitgeber ist erforderlich, um eine rei- 
bungslose und möglichst einfache Durchfüh- 
rung des Gesetzes zu gewährleisten. Die ent- 
sprechende Bestimmung in § 27 der Für- 
sorgepflichtverordnung hat sich in der 
Praxis durchaus bewährt. In § 21 und § 26 
soll daher die Regierungsvorlage wiederher- 
gestellt werden. 

4. Zu § 24 

In § 24 sind die Worte „im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern und dem 
Bundesminister für Verteidigung“ zu strei- 
chen. 

Begründung 

Die Bindung einer Landesbehörde an ein 
Einvernehmen mit Bundesbehörden stellt 
eine nach dem Grundgesetz unzulässige 
Mischverwaltung dar. 
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5. Zu § 26 

In Absatz 1 ist folgende Nummer 3 anzu- 
fügen: 

„3. Auskünfte, zu denen er nach § 21 Abs. 2 
verpflichtet ist, ganz oder teilweise ver- 
weigert oder nicht rechtzeitig erteilt, oder 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht.“ 

Begründung 

Vgl. Begründung zu lfd. Nr. 3. 

6. Zu § 28 

§ 28 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Ermächtigung eines einzelnen Bundes- 
ministers zum Erlaß von Verwaltungsvor- 
schriften steht mit dem Wortlaut des Grund- 
gesetzes nicht im Einklang. Eine allgemeine 


Ermächtigung erscheint im Hinblick auf Ar- 
tikel 85 Abs. 2 GG überflüssig. 

7. Zu § 30 — neu — 

Es Ist folgender § 30 einzufügen: 

4 30 

Geltung Im Saarland 
Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.“ 

Begründung 

Das Gesetz über die Wehrpflicht gilt noch 
nicht im Saarland. Demzufolge kann auch das 
mit diesem Gesetz In Zusammenhang 
stehende Unterhaltssicherungsgesetz im Saar- 
land nicht in Kraft gesetzt werden. Die Auf- 
nahme der negativen Saarklausel ist deshalb 
geboten. 

Der bisherige § 30 wird § 31. 
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